
Jürgen Grässlin, unter 
anderem Mitgründer 
der Bewegung »Aktion 
Aufschrei – stoppt den 
Waffenhandel!«, kommt 
am Dienstag um 19.30 
Uhr zur Evangelischen 
Stadtkirchengemeinde 
Offenburg (Poststraße 
16). Vorab sprach der 
59-Jährige mit der Mit-
telbadischen Presse über 
deutsche Kriegswaffen-
exporte.

Von Christoph A. FisCher

■■ Herr■Grässlin,■im■ers-
ten■Satz■der■Erläuterungen■
des■Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums■zu■Rüstungs-
exporten■heißt■es:■»Die■
Bundesregierung■betreibt■
eine■zurückhaltende,■verant-
wortungsvolle■Rüstungsex-
portpolitik.«■Stimmt■das?

Jürgen grässlin: Das ist 
schlichtweg gelogen. Mit Ge-
nehmigung des Bundessicher-
heitsrats – unter Führung von 
Frau Merkel, Herrn Gabri-
el und unter anderem mit der 
Stimme des Offenburger Bun-
destagsabgeordneten Wolf-
gang Schäuble – beliefern deut-
sche Rüstungsfirmen Krieg 
führende und Menschenrech-
te verletzende Staaten, auch 
astreine Diktaturen. Die Rüs-
tungsexporte wurden in den 
letzten Jahren massiv gestei-
gert. Mehr als die Hälfte der 
Waffenexporte gehen an so-
genannte Drittstaaten. Was 
de jure nicht erlaubt ist, weil 
deutsche Firmen laut Kriegs-
waffenkontrollgesetz und Au-
ßenwirtschaftsgesetz Nato-
Staaten und Nato-assoziierte 
Staaten beliefern dürfen, Dritt-
länder – auch sonstige Staaten 
genannt – aber nur im begrün-
deten Ausnahmefall. 2014 und 
2015 gingen aber 55 Prozent 
der deutschen Waffenausfuh-
ren in Drittstaaten, gemessen 
am Wert. Diese Rüstungsex-
portpraxis stellt keine Ausnah-
me dar, sondern den Regelfall. 
Hier liegt also ein permanenter 
Rechtsbruch vor – den wohlge-
merkt auch Wolfgang Schäuble 
als Mitglied des Bundessicher-
heitsrates mit verantwortet.

■■ Auf■der■Webseite■des■
Ministeriums■steht■auch,■
»Genehmigungen■(zur■
Ausfuhr■von■Kriegswaffen)■
können■unter■anderem■nur■
dann■erteilt■werden,■wenn■
keine■Gefahr■besteht,■dass■
die■Kriegswaffen■bei■einer■
friedensstörenden■Handlung■
verwendet■werden«.

grässlin: Das werden sie 
aber in bestimmten Regionen 
permanent. Im Nahen und 
Mittleren Osten und im Magh-
reb – die zu den Hauptempfän-
gerregionen zählen – werden 
deutsche Waffen massiv ein-
gesetzt, nachweislich auch zu 
friedensstörenden Handlun-
gen. Die Bundesregierungen 
lieferten und liefern Kriegs-
waffen traditionell an Staa-
ten wie Ägypten, Libyen, Sau-
di-Arabien, Katar, Israel, die 
Vereinigten Arabischen Emi-
rate, die Türkei. Verschärfend 
kommt bei der amtierenden Re-
gierung hinzu, dass sie die letz-
te Hürde genommen hat: Zum 
allerersten Mal hat eine Bun-
desregierung den Bruch eines 
UN-Waffenembargos geneh-
migt.

■■ Wann■und■wo?
grässlin: Mit den Kriegs-

waffenlieferungen an die 
Peschmerga im Irak. Seit 1990 
besteht ein Waffenembargo der 
Vereinten Nationen gegen den 

Irak. Seit rund zwei Jahren hat 
die Bundesregierung Waffen-
lieferungen an die irakische 
Zentralregierung genehmigt, 
die in Absprache weitergelie-
fert werden an die Peschmerga. 
Damit werden die deutschen 
Waffen in ein Kriegsgebiet ge-
liefert und kommen direkt zum 
Kriegseinsatz.

■■ Ist■sich■die■Bundesre-
gierung■des■Bruchs■des■Em-
bargos■etwa■nicht■bewusst?

grässlin: Sie ist sich des-
sen sehr wohl bewusst, aber 
auch der Tatsache, dass wir in 
Deutschland leider keine Straf-
anzeige gegen die Bundesregie-
rung stellen können. Ich habe 
das juristisch prüfen lassen. Im 
Moment laufen acht Strafan-
zeigen meinerseits – unter an-
derem gegen die Firmen Heck-
ler & Koch, Sig Sauer und Carl 
Walther – wegen des Verdachts 
illegaler Waffenexporte. Ich 
hätte gerne eine neunte Straf-
anzeige gestellt gegen die Bun-
desregierung. Es gibt aber laut 
Aussage meines Rechtsanwalts 
keinen Gesetzesparagrafen, 
nach dem man diese Strafan-
zeige stellen kann. Die Verlet-
zung des UN-Waffenembargos 
bricht meiner Meinung nach 

das Völkerrecht und somit das 
Grundgesetz. Aber die Mütter 
und Väter des Grundgesetzes 
haben nicht in Erwägung ge-
zogen, dass eine Bundesregie-
rung jemals das Grundgesetz 
brechen könnte. Hinzu kommt, 
dass für die Peschmerga ge-
dachte Waffen in den illegalen 
Waffenmarkt gelangen. Hier 
bedient sich die Terrororgani-
sation Islamischer Staat, die 
vielfach mit deutschen Waffen 
mordet.

■■ Daher■Ihre■These,■
dass■die■Waffenexporte■die■
Flüchtlingsproblematik■
vergrößern.

grässlin: Nun, schon tra-
ditionell wird ja in den Mittle-
ren und Nahen Osten und die 
fünf nordafrikanischen Staa-
ten geliefert. Von dort kommen 
Abertausende von Flüchtlin-
gen nach Europa. In diesen – 
in der Regel menschenrechts-
verletzenden – Staaten setzen 
die Regierungen und die Mi-
litärs die Waffen erst mal zur 
Abschreckung ein, zum Bei-
spiel Panzer im türkischen 
Kurdistan. Die Gewehre von 
Heckler & Koch werden hinge-
gen zum Beschuss eingesetzt 
– damit werden Menschen be-
droht, beschossen, getötet. Ich 
reise seit mehr als 25 Jahren in 
Krisen- und Kriegsgebiete und 
führe Interviews mit den Op-
fern deutscher Waffenexporte. 
Wenn Sie Menschen im Südos-
ten der Türkei Fotos von rus-
sischen, US-amerikanischen 
und deutschen Gewehren zei-
gen und fragen, mit welchem 
der Freund oder Verwandte 
getötet wurde, geht der Finger 
fast immer auf das G3-Gewehr 
von Heckler & Koch. Notge-
drungen sind etwa eine Mil-
lion Kurden nach Europa ge-
flohen. Wer Waffen sät, wird 
Flüchtlinge ernten. Die Türkei 
ist dessen ungeachtet ein klas-
sisches Empfängerland deut-
scher Kriegswaffen. Mit derlei 
Rüstungsexporten schafft die 
Bundesregierung einen dra-
matischen Fluchtgrund.

■■ Und■jetzt■kommt■das■
Problem■mit■dem■IS■und■
unseren■Waffen■hinzu?

grässlin: Genau. Nun 
kommt hinzu, dass die jetzige 
Bundesregierung auch noch 
die allerletzte Hürde genom-

men hat und unter Bruch von 
Völkerrecht und Grundge-
setz Waffen in das Kriegsge-
biet Irak liefert. Zu Recht hat 
Olaf Simonsen, bis 2009 Vize-
präsident des Bundesamtes 
für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle, vor den Irak-Expor-
ten gewarnt. Der Rechtsexper-
te mahnte nachdrücklich: »Die 
Bundesregierung will die Kur-
den im Irak militärisch unter-
stützen. Damit verstieße sie 
gegen das Völkerrecht.« Jetzt 
verstößt die Bundesregierung 
gegen internationales wie nati-
onales Recht.

■■ Gab■es■nicht■einmal■
unter■Rot-Grün■von■1998■
bis■2005■deutlich■weniger■
Waffenexporte?

grässlin: In der ersten Le-
gislaturperiode. Nach dem 11. 
September 2001 wurde aber der 
Krieg gegen den Terror ausge-
rufen und die uneingeschränk-
te Solidarität Deutschlands mit 
den USA. In der Folge wurden 
nicht nur Bundeswehreinsätze 
in aller Welt beschlossen, son-
dern auch die Waffenexporte 
von 2002 bis 2005 verfünffacht. 
Die höchsten Steigerungsraten 
in der Nachkriegszeit erfolgten 
unter Rot-Grün.

■■ Von■den■Grünen■sind■
Sie■besonders■enttäuscht,■
oder?■Sie■waren■früher■Par-
teimitglied.

grässlin: Ich war sogar 
Mitglied im baden-württem-
bergischen Landesvorstand. 
Von den Grünen in Regie-
rungsverantwortung – Letzte-
res muss ich hier betonen – bin 
ich massiv enttäuscht. Jetzt in 
der Opposition treten sie sehr 

deutlich gegen Waffenexpor-
te auf. Ich hoffe, sie haben aus 
den Fehlern der Vergangenheit 
gelernt

■■ Hat■auch■Sigmar■Gab-
riel■sein■Wahlversprechen■
gebrochen?

grässlin: Dramatisch so-
gar. Wenn er bis 2017 so wei-
termacht, wird er als der Wirt-
schaftsminister in die Annalen 
eingehen, der in vier Jahren 
die höchsten Steigerungsraten 
bei den Exportgenehmigungen 
verantwortet. Vor der Wahl 
2013 und auch noch Ende 2013 
hatte er unmissverständlich 
versprochen, unter seiner Ägi-
de werde es eine sehr restrik-
tive Rüstungsexportpolitik ge-
ben und keine Waffenexporte 
an menschenrechtsverletzen-
de Staaten. Erst vor wenigen 
Tagen wurde jedoch bekannt-
gegeben, dass die Exporte von 
Munition für Kleinwaffen in-
nerhalb eines Jahres verzehn-
facht wurden. Das sind die 
Kugeln, die in Zukunft in die 
Köpfe von Oppositionellen der 
Demokratiebewegungen ge-
schossen werden.

■■ Eine■Steigerungsrate■
wie■die■angesprochene■
Verzehnfachung■ist■an■sich■
wenig■aussagekräftig.■Es■
könnte■ja■auch■ein■extrem■
niedriges■Ausgangsniveau■
zugrunde■liegen.

grässlin: Gabriel steigert 
aber von einem Niveau, das 
schon sehr hoch war, noch-
mals. Und er genehmigte top-
aktuell Munitionsexporte an 
Länder wie Algerien, den Irak, 
Kuwait, Oman und die Verei-
nigten Arabischen Emirate. 
Ich hätte nicht gedacht, dass 
gerade dieser Sozialdemo-
krat seine Wahlversprechen 
so massiv und folgenschwer 
brechen kann. Immerhin ist 
der Waffenexport der tödlichs-
te Bereich der deutschen Wirt-
schafts- und Außenpolitik. 
Schlimmer geht’s nimmer!

■■ Sollte■man■deutsche■
Waffenlieferungen■auf■EU-,■
Nato-■und■gleichgestellte■
Staaten■(Schweiz,■Japan,■
Australien,■Neuseeland)■
beschränken?

grässlin: Jeder Schritt, der 
zu einer Reduzierung von Waf-
fenexporten führt, ist ein po-
sitiver Schritt. Das Kriterium 

»Nato-Staat« würde ich aber 
nicht als oberste Prämisse an-
führen, denn auch Nato-Staa-
ten sind in Kriege involviert. 
Ein großer Schritt nach vorne 
wäre, wenn man nicht an men-
schenrechtsverletzende und 
kriegsführende Staaten liefern 
würde.

■■ Lassen■Sie■einige■
Lichtblicke■in■der■Rüstungs-
exportpolitik■gelten?

grässlin: Ja, es gibt einen 
realen Lichtblick, nämlich die 
Reduzierung der Kriegswaf-
fenexporte im Bereich der so-
genannten Kleinwaffen, also 
Pistolen, Maschinenpistolen, 
Scharfschützengewehre und 
Sturmgewehre, unter Sigmar 
Gabriel. Von 20 Kriegstoten 
sterben 19 durch Kleinwaffen. 
Hier greifen unsere bundes-
weiten Aktionen seitens der 
Kampagne »Aktion Aufschrei 
– Stoppt den Waffenhandel!«. 
Jedoch verschweigt Herr Gab-
riel bei seiner vermeintlichen 
Erfolgsbilanz, dass er weiter-
hin Kleinwaffen an menschen-
rechtsverletzende Staaten lie-
fern lässt. Hierdurch leistet die 
Bundesregierung unter Füh-
rung von Frau Merkel, Herrn 
Gabriel und Herrn Schäub-
le Beihilfe zu Mord – im Fal-
le der Kleinwaffen Beihilfe zu 
Massenmord. Der Bundessi-
cherheitsrat – dem sie alle drei 
angehören – ist das Schlüssel-
gremium dieser Waffentrans-
fers in Krisen- und Kriegsge-
biete. 

»Schlimmer geht’s nimmer!«
Harte Worte: Kriegswaffen-Gegner Jürgen Grässlin kritisiert die Bundesregierung wegen der deutschen Rüstungsexporte

Jürgen Grässlin ist Päda­
goge, Rüstungsgegner, 
Friedensaktivist und Buch­
autor. Am Dienstagabend 
spricht er in Offenburg.
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Gesamtvolumen der erlaubten Waffenexporte 
(Einzelausfuhrgenehmigungen) in Milliarden Euro

Die 10 wichtigsten Bestimmungsländer im 
1. Halbjahr 2016 in Mio. Euro und (Vorjahresplatz):

Deutschland als Waffenexporteur
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Jürgen Grässlin stellt mor­
gen in Offenburg seine Bücher 
»Schwarzbuch Waffenhandel« 
und »Netzwerk des Todes« vor. 
Der Eintritt ist frei.	
	 Foto:	Fotostudio	Seeh-Stern

Schreiben Sie uns!
Ist	Grässlins	Kritik	über-
trieben	oder	gerechtfer-
tigt?	Mailen	oder	faxen	
Sie	uns	Ihre	Meinung!	Un-
ser	Redakteur 
Christoph A. 
Fischer	freut	
sich	über	Ih-
re	Post!	Le-
ser-Kommenta-
re	werden	ggf.	
veröffentlicht	
(Kürzungen	
vorbehal-
ten).

I H R E  M E I N U N G

@   christoph.fischer@reiff.de
Fax: 07 81­504­37 19

»
Beihilfe zum  
Massenmord.

«
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